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I Die Ausgangslage

Ausgangspunkt dieser Untersuchung war

der – an sich nicht ungewöhnliche –

Wunsch eines Stifters, bestimmte Ge-

schäfte und Rechtshandlungen des Stif-

tungsvorstandes an seine Zustimmung

zu binden. Im Normalfall hätte die Um-

setzung dieses Wunsches keine größe-

ren Probleme bereitet. Konkret sollte die
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Die Bindung von Geschäften und
 Maßnahmen des Stiftungsvorstandes an die
Zustimmung des Stifters – Praxisfall 
Kann der Stifter den Stiftungsvorstand auch mit einer Vereinbarung
außerhalb der Stiftungserklärung binden?

Ein Stifter will sicherstellen, dass der Stiftungsvorstand vor dem Abschluss wesentlicher

Geschäfte sowie vor Durchführung bestimmter Maßnahmen seine Zustimmung einholt.

Diese Verpflichtung soll nach dem Willen des Stifters in einer separaten Vereinbarung

zwischen Stifter und Stiftungsvorstand festgelegt werden. Nach Ansicht der Autoren

trifft dieser Wunsch des Stifters gleich auf mehrere Schwierigkeiten: Einerseits ist eine

 solche Vereinbarung unzulässig und unwirksam. Andererseits wird bei Missachtung der

vertraglichen Verpflichtung durch den Stiftungsvorstand im Vermögen des Stifters

 regelmäßig kein Schaden entstehen. Nach zwei Entscheidungen des OGH besteht

 nunmehr aber die Möglichkeit, den Stifter in der Stiftungserklärung  zur Erlassung einer

Geschäftsordnung für den Stiftungsvorstand zu ermächtigen.

Bindung des Stiftungsvorstandes aber

nicht in die Stiftungserklärung aufgenom-

men werden. Vielmehr wollte der Stifter

mit dem Stiftungsvorstand eine separate

Vereinbarung über die zustimmungs-

pflichtigen Geschäfte abschließen. Es

war daher zu prüfen, ob eine solche Ver-

einbarung überhaupt rechtlich möglich

und zulässig ist und welche Konsequen-

zen gegebenenfalls die Verletzung einer
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solchen Vereinbarung für das einzelne

Mitglied des Stiftungsvorstandes hat. 

II Rechtliche Beurteilung

1 Zulässigkeit der Bindung des

 Stiftungsvorstandes

Grundsätzlich kann der Stifter Geschäfte

oder Rechtshandlungen des Stiftungs-

vorstandes an die Zustimmung des Stif-

ters oder einer anderen Stelle (zB des

Beirates) binden1. Eine solche Bindung

wirkt allerdings nur im Innenverhältnis. Im

Außenverhältnis ist das Vertretungsmo-

nopol des Stiftungsvorstandes nicht be-

schränkbar2.  

Auch der Bindung des Stiftungsvorstan-

des im Innenverhältnis sind allerdings

Grenzen gesetzt. Ein gewisser Entschei-

dungsspielraum des Stiftungsvorstandes

muss gewahrt bleiben, damit der Stif-

tungsvorstand nicht zu einem bloßen

Vollzugsorgan verkommt. Dies würde der

Systematik des Privatstiftungsgesetzes

(PSG) widersprechen. Daher dürfen dem

Stiftungsvorstand gewisse Kernkompe-

tenzen nicht entzogen werden. In diese

Kernkompetenz fallen nach Csoklich je-

denfalls sämtliche Bestimmungen, die

dem Gläubigerschutz dienen sowie die

Organisation des Rechnungs- und Be-

richtswesens3. Auch nach Kalss 4 darf der

autonome Entscheidungsspielraum des

Stiftungsvorstandes nicht in überzogener

Weise ausgehöhlt werden. Sie zählt die

Beschlussfassung über die Auflösung der

Privatstiftung bei Vorliegen der gesetzli-

chen Voraussetzungen, die Feststellung

des Jahresabschlusses sowie die Vertre-

tung der Privatstiftung nach außen zu

den unbeschränkbaren Kernzuständig-

keiten des Stiftungsvorstandes. 

Wohl um diesen privatautonomen Ent-

scheidungsspielraum des Stiftungsvor-

standes zu wahren, verlangte die Firmen-

buchpraxis bisher, dass die zustimmungs-

pflichtigen Geschäfte nach inhaltlichen

Gesichtspunkten sowie nach Volumen

des Geschäfts bereits in der Stiftungser-

klärung festgelegt werden 5. Auch nach

Arnold 6 waren die entsprechenden Re-

gelungen in die Stiftungserklärung aufzu-

nehmen. Mit zwei in dieser Hinsicht rich-

tungsweisenden Entscheidungen hat der

OGH nunmehr allerdings klargestellt,

dass das PSG keine abschließende De-

finition der zustimmungspflichtigen Ge-

schäfte in der Stiftungsurkunde oder Stif-

tungszusatzurkunde verlangt7. Zulässig

ist es demnach, eine Bestimmung in die

Stiftungserklärung aufzunehmen, wo-

nach es dem Stifter (oder einem anderen

Organ wie beispielsweise dem Beirat) frei

steht, unter Beachtung der gesetzlichen

Bestimmungen eine Geschäftsordnung

für den Stiftungsvorstand zu erlassen. In

einer solchen Geschäftsordnung können

die zustimmungspflichtigen Geschäfte

bzw Maßnahmen angepasst, erweitert

oder auch eingeschränkt werden. Vo-

raussetzung dafür ist allerdings, dass der

Stifter (oder das andere Organ) hiezu in

der Stiftungserklärung ermächtigt wird8.

Nach Ansicht des OGH ist der privatau-

tonome Entscheidungsspielraum des

Stiftungsvorstandes dadurch auch nicht

gefährdet. Eine Änderung des Rahmens

der zustimmungspflichtigen Geschäfte,

die zu einer übermäßigen Beschränkung

1 Arnold, PSG-Kommentar², § 14 Rz 34.
2 Arnold, PSG-Kommentar², § 17 Rz 5.
3 Csoklich, Haftung des Vorstandes einer Privatstif-

tung, RdW 1999, 253ff.
4 Kalss, Grenzen der Einflussnahme von Begünstigten

in der Privatstiftung, JEV 2008, 56.

5 Kalss, Grenzen der Einflussnahme von Begünstigten
in der Privatstiftung, JEV 2008, 56.

6 Arnold, PSG-Kommentar, § 1 Rz 7.
7 Vgl OGH vom 13.03.2008, 6 Ob 49/07 k und 6 Ob

50/07 g.
8 Arnold, GesRZ 2008, 163.
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der Tätigkeit des Stiftungsvorstandes

führt, ist nämlich unzulässig und unwirk-

sam. Die Kernkompetenzen des Stif-

tungsvorstandes sind nach Ansicht des

OGH im Innenverhältnis daher ohnehin

unbeschränkbar, weshalb eine Regelung

in der Stiftungsurkunde entbehrlich ist.

2 Konsequenzen der Missachtung

der Zustimmungsrechte Dritter

Missachtet der Stiftungsvorstand die Zu-

stimmungsrechte des Stifters (oder eines

anderen Organs), so kann dies weit rei-

chende Konsequenzen für ihn haben. Die

Verletzung eines Zustimmungsvorbehalts

stellt jedenfalls eine Pflichtverletzung dar,

die zur Abberufung des Mitglieds des Stif-

tungsvorstandes führen kann 9. Weiters

werden die Mitglieder des Stiftungsvor-

standes bei Eintritt eines Schadens unter

Umständen sogar der Stiftung gegenüber

schadenersatzpflichtig. Dies ergibt sich

aus § 29 PSG, wonach jedes Mitglied

eines Stiftungsorgans für den aus einer

schuldhaften Pflichtverletzung entstan-

denen Schaden haftet. 

Da die Privatstiftung durch den Stiftungs-

vorstand vertreten wird, ist Letzterer auch

zur Geltendmachung der Ersatzansprü-

che berufen. Ob diese Kompetenz aller-

dings auch tatsächlich genutzt wird, ist im

Fall der Schadenersatzpflicht eines Mit-

glieds des Vorstandes mehr als fraglich.

Es empfiehlt sich daher in der Stiftungs-

erklärung für diesen Fall Vorsorge zu

 treffen. Insbesondere könnte in der Stif-

tungserklärung einem anderen Organ/

Stelle (auch dem Stifter selbst) die Kom-

petenz zur Geltendmachung von Scha-

denersatzansprüchen für die Stiftung

 gegenüber Vorstandsmitgliedern übertra-

gen werden10. 

Will man keinem anderen Organ die Zu-

ständigkeit zur Geltendmachung von Er-

satzansprüchen übertragen, so bleibt nur

der Rückgriff auf die generelle Verpflich-

tung eines jeden Vorstandsmitglieds, bei

Gericht die Abberufung des unredlichen

Vorstandsmitglieds nach § 27 PSG zu

verlangen11. Das Gericht hat in diesem

Fall das pflichtwidrig handelnde Vor-

standsmitglied abzuberufen und gegebe-

nenfalls ein neues Vorstandsmitglied zu

bestellen. Der neue Stiftungsvorstand

kann in der Folge Schadenersatzansprü-

che namens der Privatstiftung gerichtlich

geltend machen.

3 Die Vereinbarung zwischen Stifter

und Stiftungsvorstand

a Unzulässigkeit einer Vereinbarung

zwischen Stifter und Stiftungs-

vorstand außerhalb der Stiftungs-

 erklärung

Wie zu Punkt I dargestellt, wollte der Stif-

ter im konkreten Fall die (grundsätzlich

zulässige) Bindung des Stiftungsvorstan-

des durch eine Vereinbarung zwischen

ihm und dem Stiftungsvorstand – also

 außerhalb der Stiftungserklärung – errei-

chen. Dies setzt aber voraus, dass der

Stiftungsvorstand (oder unter Umständen

seine Mitglieder) zum Abschluss einer

solchen Vereinbarung überhaupt berech-

tigt ist.

9 Arnold, PSG-Kommentar², § 14 Rz 40.
10 Csoklich, Haftung des Vorstandes einer Privatstif-

tung, RdW 1999, 253ff; aA jedoch Arnold, PSG-
Kommentar², § 25 Rz 37, wonach die Übertragung
der  Zuständigkeit zur Vertretung der Privatstiftung
auf andere Organe unzulässig ist und dem Vertre-
tungsmonopol des Stiftungsvorstandes widerspricht.

11 Ansonsten sind nach den ErlRV zu § 27 PSG nur
 Personen antragslegitimiert, denen ein rechtliches
 Interesse zukommt. Nach Arnold (siehe PSG-Kom-
mentar² § 27 Rz 29) kann der Stifter den Kreis der
antragslegitimierten Personen in der Stiftungsurkun-
de erweitern.
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Vorweg ist festzuhalten, dass gemäß

§ 17 PSG der Stiftungsvorstand seine

Aufgaben sparsam, unter Beachtung und

in Erfüllung des Stiftungszweckes und

nach Maßgabe der Bestimmungen der

Stiftungserklärung zu erfüllen hat. Mit an-

deren Worten: Der Stiftungsvorstand hat

sich bei Erfüllung seiner Pflichten an die

Bestimmungen der Stiftungserklärung zu

halten. Für den Fall, dass die zustim-

mungspflichtigen Geschäfte bereits in der

Stiftungserklärung festgelegt sind oder

der Stifter bzw ein sonstiges Organ in

der Stiftungserklärung zur Erlassung

einer Geschäftsordnung ermächtigt ist,

steht eine Vereinbarung zwischen Stifter

und Stiftungsvorstand, die die Erweite-

rung oder Einschränkung des in der

 Stiftungserklärung festgelegten Kreises

der zustimmungspflichtigen Geschäfte

bezweckt, im Widerspruch zur Stiftungs-

erklärung. Der Stiftungsvorstand han-

delt demnach mit dem Abschluss einer

solchen Vereinbarung jedenfalls pflicht-

widrig. 

Für den Fall, dass die Stiftungserklärung

den Kreis der zustimmungspflichtigen

Geschäfte nicht festlegt und auch der

Stifter oder ein anderes Organ zur Erlas-

sung einer Geschäftsordnung nicht er-

mächtigt wird, ist die Bestimmung dieser

Geschäfte in einer separaten Vereinba-

rung zwischen Stifter und Stiftungsvor-

stand nicht möglich. Zwar kann sich der

Stiftungsvorstand in diesem Fall selbst

eine Geschäftsordnung geben (und sich

somit selbst binden)12. Es besteht inso-

fern eine Befugnis zur Selbstregelung.

Jedoch sind Organe keine Rechtsträger,

sondern lediglich bestimmten Aufgaben

gewidmete Untergliederungen einer Or-

ganisation, die ihrerseits Träger von

Rechten und Pflichten ist 13. Das Organ

selbst kann sich daher  – da kein Träger

von Rechten und Pflichten – nicht rechts-

geschäftlich verpflichten, sondern nur

den Rechtsträger, für den es tätig ist.

 Vertragspartner einer separaten Verein-

barung könnte demnach nicht der Stif-

tungsvorstand sein, sondern nur die

 Stiftung selbst. 

Im Übrigen wird durch eine solche Ver-

einbarung wohl auch gegen das Organi-

sationsrecht der Stiftung, das grundsätz-

lich zwingend ist, verstoßen, weshalb

eine solche Vereinbarung aus diesem

Grund unzulässig und unwirksam ist. 

Auszuschließen ist auch das Recht der

einzelnen Mitglieder des Stiftungsvor-

standes jeweils persönlich eine Ver ein ba-

rung mit dem Stifter zu schließen und

sich darin zu binden. Die Befugnis Ge-

schäfte der Stiftung abzuschließen,

kommt allein dem Stiftungsvorstand als

Organ zu. Diese Befugnis kann – wie be-

reits dargelegt – eingeschränkt und an

die Zustimmung eines Dritten gebunden

werden: entweder durch die Stiftungs er-

klärung selbst oder durch eine Ge-

schäftsordnung, die wiederum vom Stif-

ter (bei entsprechender Ermächtigung in

der Stiftungserklärung) oder dem Stif-

tungsvorstand erlassen wird. Dem Or-

ganwalter selbst kommt die Befugnis

zum Abschluss der Geschäfte gar nicht

zu; seine Rechte und Pflichten leiten sich

aus den Kompetenzen des Organs ab14.

Da der Stiftungsvorstand – wie gezeigt –

gar nicht das Recht hat, sich an die Zu-

stimmung Dritter zu binden, ist auch den

einzelnen Mitgliedern des Stiftungs vor-

standes der Abschluss einer solchen Ver-

einbarung verwehrt. Die Mitglieder des

Stiftungsvorstandes können des- halb

gar nicht eine derartige Verein barung

schließen, ohne pflichtwidrig zu handeln.

12 Arnold, GesRZ 2008, 163.
13 Krejci, Gesellschaftsrecht I (2005) 83.
14 Krejci, Gesellschaftsrecht I (2005) 94.
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b Kein Schaden im Vermögen des

Stifters

Selbst wenn man davon ausgeht, dass

es zulässig ist, den Kreis der zustim-

mungspflichtigen Geschäfte in einer se-

paraten Vereinbarung zwischen Stifter

und Stiftungsvorstand festzulegen, so

wird durch die Missachtung der Zustim-

mungsrechte im Vermögen des Stifters

regelmäßig kein Schaden entstehen;

die Verletzung der Vereinbarung hat

somit – sofern keine Pönale vereinbart

wurde – keine unmittelbaren Konsequen-

zen für die Mitglieder des Stiftungsvor-

standes.

Eine Schadenersatzpflicht gegenüber

dem Stifter kann sich nach den allgemei-

nen schadenersatzrechtlichen Prinzipien

nur dann ergeben, wenn durch die Ver-

letzung der Verpflichtung ein Schaden im

Vermögen des Stifters eingetreten ist.

Der Schaden wird bei Abschluss eines

Geschäftes durch den Stiftungsvorstand

aber regelmäßig im Vermögen der Stif-

tung eintreten, weshalb der Stiftungs vor-

stand nach den allgemeinen schadener-

satzrechtlichen Prinzipien nicht schaden-

ersatzpflichtig wird. Die Schadenersatz-

pflicht gegenüber der Stiftung wiederum

scheitert daran, dass der Stiftungsvor-

stand ihr gegenüber bei Missachtung

eines separat vereinbarten

 Zustimmungsrechtes nicht rechtswidrig

handelt. Denkbar wäre ein Vertrag zu-

gunsten Dritter, der gemäß § 881 ABGB

grundsätzlich zulässig ist. Der Stiftungs-

vorstand müsste sich in diesem Fall in

der Vereinbarung  mit dem Stifter gegen-

über der Stiftung verpflichten, vor dem

Abschluss von bestimmten Geschäften,

die Zustimmung des Stifters einzuholen.

Holt er die Zustimmung nicht ein, würde

er seine Pflicht gegenüber der Stiftung

verletzen und insofern rechtswidrig han-

deln. Eine solche Konstruktion ist aber

wohl zu kompliziert, um praktisch umge-

setzt zu werden und darüber hinaus ist –

wie gezeigt – eine solche Vereinbarung

zwischen Stifter und Stiftungsvorstand

wohl auch unzulässig.

c Ersatz des Reflexschadens?

Im Gesellschaftsrecht wird in Ausnahme-

fällen die Ersatzpflicht des Geschäfts füh-

rers für Schäden im Vermögen eines Ge-

sellschafters aufgrund der Wertminde-

rung seiner Anteile bejaht. (Ersatz des so

genannten Reflexschadens)15. Ohne auf

die Problematik im Detail eingehen zu

wollen, ist festzuhalten, dass Vorausset-

zung für den Ersatz dieses Reflexscha-

dens jedenfalls

– die Minderung des Wertes der An teile

infolge der Schmälerung des Gesell-

schaftsvermögens; 

– der schuldhafte und rechtswidrige

Eingriff in Mitgliedschaftsrechte so-

wie

– der fehlende Ersatzanspruch der Ge-

sellschaft ist.

Eine Privatstiftung ist nach der gesetz li-

chen Konzeption ein eigenständiger

Rechtsträger und vom Stifter vollständig

getrennt. Der Stifter ist nicht Mitglied der

Stiftung oder Eigentümer des Stiftungs-

vermögens. Er hat durch die Errichtung

der Stiftung den Zugriff auf das Vermö-

gen verloren16. Die Schmälerung des

Stiftungsvermögens bringt nach der Kon-

zeption des PSG keine Verminderung im

Vermögen des Stifters mit sich. Dem Stif-

ter entsteht daher bei Schmälerung des

Stiftungsvermögens auch kein (Reflex-)

15 Torggler, Zum deliktischen Schutz der Mitglied-
schaft(-srechte), JBl 2003, 747.

16 Siehe OGH vom 16.05.2001, 6 Ob 85/01w.
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Schaden, weshalb der Stiftungsvorstand

ihm gegenüber aus einer Minderung des

Stiftungsvermögens nicht schadener-

satzpflichtig wird. 

Etwas anderes könnte gelten, wenn der

Stifter gleichzeitig Begünstigter ist und

ihm entweder ein klagbarer Anspruch auf

Ausschüttung zusteht oder er zumindest

„aktuell Begünstigter“17 ist. In diesem Fall

ist der Stiftungsvorstand an die Stiftungs-

erklärung gebunden und daher verpflich-

tet, im Rahmen seiner Geschäftsführung

den dem Begünstigten eingeräumten

Rechtsanspruch (oder dessen Anwart-

schaftsrecht) bestmöglich zu wahren 18.

Der Stifter hat nämlich dem Begünstigten

– sei es den Begünstigten mit klagbarem

Anspruch als auch den aktuell Begüns-

tigten – insofern ein aktuelles wirtschaft-

liches Interesse an der Entwicklung der

Privatstiftung eingeräumt19. Die Vermin-

derung des (aktuellen) Ausschüttungsan-

spruches könnte daher analog der Min-

derung des Wertes der Anteile zu einer

Minderung im Vermögen des Begünstig-

ten führen. Somit wäre im Vermögen des

Begünstigten ein Reflexschaden einge-

treten; der Stiftungsvorstand würde scha-

denersatzpflichtig.

Im konkreten Fall wird man aber vor dem

Problem stehen, dass das verletzte

Recht sich weder aus der Stiftungserklä-

rung selbst noch aus einer Urkunde er-

gibt, auf die die Stiftungserklärung zuläs-

sigerweise verweist. Es ist daher nicht
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davon auszugehen, dass durch die Miss-

achtung eines separat vereinbarten Zu-

stimmungsrechts ein Mitgliedschaftsrecht

verletzt wird. Dies ist aber wie oben dar-

gestellt Voraussetzung für den Ersatz des

Reflexschadens. Ein Ersatz des Reflex-

schadens muss daher wohl auch hier

entfallen. 

III Fazit und Praxistipps

Als Ergebnis konnte dem Stifter nur ge-

raten werden, die (grundsätzlich zuläs si-

ge) Bindung des Stiftungsvorstandes

nicht einer Vereinbarung außerhalb der

Stiftungserklärung vorzubehalten. Zum

einen ist nach der hier vertretenen Mei-

nung eine solche Vereinbarung ohnehin

gleich aus mehreren Gründen unzulässig

und unwirksam. Zum anderen kann es

gegebenenfalls äußerst schwierig – wenn

nicht gar unmöglich – sein, einen Scha-

den im Vermögen des Stifters festzu stel-

len.

Dennoch konnte im konkreten Fall dem

Stifter geholfen werden: Die Entschei-

dungen zu 6 Ob 49/07k und 6 Ob

50/07g haben mit der bestätigten Zuläs-

sigkeit der Erlassung einer Geschäfts-

ordnung und der damit verbundenen

Möglichkeit der Festlegung von Zustim-

mungsrechten außerhalb der Stiftungs er-

klärung dem Stifter einen zusätzlichen

Gestaltungsspielraum eingeräumt. Die-

sen Gestaltungsspielraum sollte sich

der Stifter  unbedingt zunutze machen,

17 Siehe dazu die von Kalss/Zollner in „Die gesetz-
 lichen Begünstigtenrechte“, GesRZ 2008, 128 ent  -
wickelte Typologie von Begünstigten. Demnach ist
zwischen Begünstigten mit klagbarem Anspruch,
 aktuell Begünstigten und potentiell Begünstigten zu
unterscheiden. „Aktuell Begünstigte“ sind Begüns-
tigte, die zwar aus der Stiftungserklärung keinen un-
mittelbaren Anspruch auf Zuwendung haben, deren
Anwartschaftsrecht in der Stiftungsurkunde aber be-
reits so konkret umschrieben ist, dass der Stiftungs-

vorstand kein Ermessen über die Auswahl der Zu-
wendungsempfänger hat. Der Anspruch ist somit nur
noch von einem formalen Akt des Stiftungsvorstan-
des abhängig. Bei den „potentiell Begünstigten“ ist
die Zuwendung noch vom Eintritt einer Bedingung
oder Befristung abhängig. 

18 Csoklich, Haftung des Vorstandes einer Privatstif-
tung, RdW 1999, 253ff.

19 Kalss/Zollner, Die gesetzlichen Begünstigtenrechte,
GesRZ 2008, 134.
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indem er in der Stiftungserklärung sich

selbst zur Erlassung einer Geschäftsord-

nung für den Stiftungsvorstand ermäch-

tigt. Ob er von dieser Ermächtigung Ge-

brauch macht, bleibt ihm dann selbst

überlassen. 

l Mit der grundsätzlich zulässigen Bindung von Geschäften und Rechtshand-

lungen des Stiftungsvorstandes an seine Zustimmung, kann der Stifter eine

gewisse Kontrolle über die Tätigkeit des Stiftungsvorstandes aus  üben.

l Eine separate Vereinbarung zwischen Stifter und Stiftungsvorstand über die

Zustimmungsrechte ist unzulässig und unwirksam, weshalb davon dringend

abzuraten ist. 

l Sinnvoll ist es, in die Stiftungserklärung eine Bestimmung aufzunehmen,

 wonach der Stifter zur Erlassung einer Geschäftsordnung ermächtigt ist.

l Die Kompetenz zur Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen ge gen

Mitglieder des Stiftungsvorstandes sollte auf ein anderes Organ als den

 Stiftungsvorstand übertragen werden.
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